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Zielsetzung: 
 

Mit dem vorliegenden Vorschlag soll die 
Richtlinie 92/66/EWG des Rates geändert 
werden, um sie in Einklang mit dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
und den neuen Bestimmungen für amtliche 
Kontrollen zu bringen und so rechtliche 
Kohärenz und Sicherheit zu gewährleisten, 
damit die Verfahren entsprechend vereinfacht 
werden können. 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Das aktuelle EU-Referenzlabor für die 
Newcastle-Krankheit befindet sich im 
Vereinigten Königreich. In Anbetracht des 
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU 
muss es durch ein EU-Referenzlaboratorium 
ersetzt werden, das sich in einem der anderen 
27 Mitgliedstaaten befindet. Die Benennung 
eines EU-Referenzlaboratoriums für die 
Newcastle-Krankheit erfolgt derzeit durch eine 
Richtlinie des Rates. Daher ist ein angepasstes 
und vereinfachtes Entscheidungsverfahren 
dringend erforderlich, damit das neue EU-
Referenzlaboratorium zu dem Zeitpunkt, an 
dem das Vereinigte Königreich die EU verlässt, 
voll funktionsfähig ist. Durch diese technische 
Überarbeitung der Richtlinie können die 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen zur 
Benennung eines neuen EU-
Referenzlaboratoriums für die Newcastle-
Krankheit innerhalb der engen Fristen im 
Zusammenhang mit dem Brexit angewendet 
werden. 

  



Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

Keine Hinweise auf Verletzung des 
Subsidiaritätsprinzips  

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

 
Ein besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse ist nicht gegeben. 

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

 
a) nicht auf Plenarsitzung am 15.12.2017 
b) und c) nicht bekannt 

 


